Ausgangslage des angezeigten Prozessbetruges
1. Falsche Verdächtigungen gegen Emilie Schlösser
Staatsanwalt Wizemann behauptet, dass Emilie Schlösser den Steuerberatern Winfried Storz und Mathias Link den Auftrag zum Bilanz- und Steuerbetrug erteilt hat. Dies wurde auch gegenüber dem 1. KHK, Andreas vom Scheidt von ihm so geäußert, der sich mittlerweile seit dem Jahre 2012 im Ruhestand befindet. Wichtig dabei ist zu erwähnen, dass Mathias Link vor seiner Steuerberatertätigkeit im Steuerbüro Storz, beim Finanzamt Ravensburg beschäftigt war, also dem Finanzamt, das Emilie Schlösser den Bilanz- und Steuerbetrug vorgeworfen hatte und diesen auch dem Finanzamt Ulm weitergemeldet hat.
Von Staatsanwalt Wizemann wurde Emilie Schlösser nämlich vorgeworfen, sie hätte die Steuerberater Störz und Link den Auftrag erteilt, die Bilanzen der GmbH zu schönen und somit vorsätzliche Insolvenzverschleppung begangen zu haben, so dass diese Auskunft nur von Mathias Link sein konnte, der zu diesem Zeitpunkt beim Finanzamt Ravensburg beschäftigt war und auch die Bilanzen der beiden Unternehmen kannte. Denn das Finanzamt Ravensburg war diejenige Behörde, die die Strafanzeige gegen Emilie Schlösser gestellt hatte, so dass ein Ermittlungsverfahren gegen sie eingeleitet wurde.  Emilie Schlösser wurde daraufhin am 03.04.2008 mit rechtskräftigem Urteil AZ.: 3 Ls 15 Js 5359/04 verb.m., 3 Ls 15 Js 24223/06 und 3 Ls 15 Js 22761/07 verurteilt, diese Straftaten begangen zu haben. Eine Revision war nicht möglich. Es werden derzeit Vorbereitungen getroffen, den Fall neu aufzurollen, weil hier von einem Prozessbetrug ausgegangen werden muss.
In den Schreiben von Emilie Schlösser an das Regierungspräsidium Tübingen vom 20.09.2011 und 30.09.2011. (Siehe anhängende Schreiben) ist dokumentiert, dass die Behauptungen von Staatsanwalt Wizemann, Emilie Schlösser habe den Auftrag des Bilanz- und Steuerbetruges erteilt, nicht der Wahrheit entsprechen, weil vermutet wird, dass diese Informationen aus internen Kreisen des Finanzamtes stammen. Nicht der Wahrheit entsprechen auch seine Aussagen, dass die zur Prüfung des Sachverhaltes erforderlichen 12 Ordner der beiden Unternehmen, die der Staatsanwaltschaft bereits zur Prüfung vorlagen, um die Ermittlungen durchführen zu können, verschwunden sind. Diese Ordner wurden bereits seit Bekanntwerden der Insolvenz, also seit Juni 2003, dem Insolvenzverwalter, Rechtsanwalt Pluta, Ulm, übergeben. Diese Ordner wurden auch der Kripo Ravensburg, KHK Erdle, vom Insolvenzverwalter Pluta zur Ermittlung weiter gereicht. Ein entsprechender Bestätigungsbeleg der Übergabe liegt Emilie Schlösser vor. (siehe Anlage)
Es entspricht somit auch nicht der Wahrheit, dass in mehreren Schriftstücken des ermittelnden Staatsanwaltschaftes Wizemann immer wieder behauptet wird, er habe die 12 Ordner zur Beweissicherung der Unschuld von Emilie Schlösser nie gehabt und gesehen. Dies kann schon deshalb nicht zutreffen, weil aus diesen 12 Ordnern die Strafanzeige gegen Emilie Schlösser konstruiert wurde und auch in diesen Ordnern Eingangsstempel der Staatsanwaltschaft enthalten waren.
Es wird daher festgestellt, dass bereits bei einem persönlichen Termin am 04.10.2005 bei der Kripo Ravensburg, durch KHK Erdle, dem Betriebswirt der Kripo Ravensburg, Herrn Schöppner und Emilie Schlösser anhand dieser Unterlagen der beiden Unternehmen der beanzeigte Bilanz- und Steuerbetrug (12 Ordner) rekonstruiert werden konnte, so dass das Ermittlungsergebnis der Staatsanwaltschaft Ravensburg bereits zu diesem Zeitpunkt mitgeteilt werden konnte. Seit dieser Zeit befinden sich nämlich die angeblich verschwunden 12 Ordner in Verwahrung der Kripo Ravensburg, die der Staatsanwaltschaft weiter gereicht wurden. 
In diesem Gespräch, also am 04.10.2005 zwischen Erdle, Schöppner und Schlösser wurde bereits festgestellt, dass Buchungen aus den Jahren 1998/99/2000/2001 falsch ausgeführt wurden, was auch im Gutachten des Betriebswirtes der Kripo Ravensburg, Herrn Schöppner, vom Januar 2005

So dokumentiert wurde. Zitat aus dem Gutachten:

„Steuerberater Link führte wilde Buchereien in Höhe von


5,7 Millionen DM aus und diese sind zur Vertuschung und

Verdeckung der längst fälligen Insolvenz der GmbH geschehen..


Diese wilden Buchereien sind zu Lasten der Einzelfirma 


Ausgeführt worden“.

Es wird festgestellt, dass die durch Gutachten belegte „wilde Buchungen“ des Herrn Link in seiner Eigenschaft als Mitarbeiter des Steuerberaters Storz getätigt wurden, nachdem er beim Finanzamt Ravensburg im Jahre 2000 dort ausgeschieden ist. Wieso solche „wilden Buchungen“ von ihm durchgeführt wurden, wäre im Ermittlungsverfahren durch die Staatsanwaltschaft Ravensburg zu prüfen gewesen. 
An diesem Termin wurde auch festgestellt, dass der Bilanz- und Steuerbetrug der Volksbank Weingarten, also der Hausbank der beiden Firmen, bereits bekannt gewesen sein muss. Denn der Volksbank Weingarten waren die finanziellen Verhältnisse der beiden Firmen zu dieser Zeit bestens bekannt. Die Volksbank Weingarten hat nämlich
Im Frühjahr 1997 die Baienfurter Bank, übernommen, wo die Existenzgründer-Darlehnen der GmbH von Thomas Schlösser verwaltet wurden. 
Bei der Existenzgründung der Schlösser-GmbH musste also vorher der zuständigen Bürgschafts-Bank Stuttgart, die das Darlehen für diese Existenzgründung gewährte, ein Konzept vorgelegt werden. Dies ist auch erfolgt. Das Konzept wurde gemeinsam mit dem Leiter der Baienfurter Bank, Herrn Günther Luckscheider und Thomas Schlösser besprochen und von der Baienfurter Bank und der Bürgschaftsbank Stuttgart auch abgesegnet. Das Bürgschaftsdarlehen bei der Bürgschaftsbank für die Existenzgründer Schlösser-GmbH, belief sich auf 683.160 DM , welches  bereits Anfang 2002 komplett getilgt war..
Erst Jahre später, nachdem Emilie Schlösser durch eigene Recherchen festgestellt hat, dass Staatsanwalt Wizemann von der Staatsanwaltschaft Ravensburg, vermutlich absichtlich die Insolvenzverfahren mit Hilfe des Leitenden Staatsanwaltes Heister vorsätzlich in eine falsche Richtung geleitet hat, steht auch fest, dass es sich beim Urteil von Richter Böhm AZ.: 3 Ls 15 Js 5359/04 verb.m., 3 Ls 15 Js 24223/06 und 3 Ls 15 22716/07, wo Emilie Schlösser einer Straftat beschuldigt wurde, um ein Fehlurteil handelte. Und dieses Fehlurteil gilt es aufzuklären.
In diesem Zusammenhang wurden auch aus den Gerichtsakten folgende Beweisunterlagen gesichtet:

„In Gerichtsblatt Nr. 199: gibt Steuerberater Storz den Bilanz- und

Steuerbetrug für die Bilanzjahre 1998 und 1999 in Höhe von

Circa 2,5 Mio. DM zu, dies  in Eigenregie ausgeführt zu haben“

„In Gerichtsblatt Nr. 282: gibt Steuerberater Link den Steuerbetrug

für die Jahre 2000 und 2001 in Höhe von 2,8 Mio. DM zu, dies
nach der Vorgehensweise von Steuerberater Storz der Bilanzjahre
98/99 fortgeführt zu haben“.

Es steht daher fest, dass die Bilanzfälschungen vorsätzlich von den


Beiden Steuerberatern Storz und Link vorgenommen wurden, die durch 
wilde Umsatz-Buchungen des Herrn Link in Höhe von jeweils 5,7 Mio.


DM künstlich in die Höhe getrieben wurden, die real nicht entstanden 


Sind und daher die Insolvenz für beide Firmen vom Finanzamt

Weingarten-Ravensburg angemeldet wurde.
2. Strafverfahren von Emilie Schlösser gegen Personen und Institutionen

Durch die Feststellung, dass es sich bei obigen Urteilen, um vorsätzliche Fehlurteile handelt, hat Emilie Schlösser Strafanzeigen gegen folgende Institutionen und Personen gestellt: 1. den Leitenden Staatsanwalt Heister, 2. den Staatsanwalt Wizemann, 3. Richter Böhm vom Amtsgericht Ravensburg, 4. die Geschäftsführer und die Prokuristen der Volksbank Weingarten, die Herren Wolfgang Stollhofer, Wilfried Deyle, Bernd Kohler, Ottmar Metzger, Rainer Dorner und Mutz, 5. den Direktor des Finanzamtes Ravensburg, Herrn Sattler, 6. das Finanzamt Ulm, Herrn Brobeil und Frau Häussler sowie Herrn Rommel, 7. die Oberfinanzdirektion Karlsruhe, Herrn Heiss, 8. das Finanzministerium Baden-Württemberg, Minister Nils Schmid, 9. das Justizministerium Baden-Württemberg, Justizminister Rainer Stickelberger 10. die Oberfinanzdirektion Stuttgart, 11. Herrn Steuerberater Storz, 12. Herrn Steuerberater Link, 13. die Prüfer des Finanzamtes Weingarten-Ravensburg, Herrn Gimple und Frau Weinmann.
Des weiteren wurde von Emilie Schlösser eine Dienstaufsichtsbeschwerde

Gegen KHK Erdle bei der zuständigen Dienststelle des Stuttgarter Ministeriums gestellt.
Trotz dieser Strafanzeigen und mehrmaligen Erinnerungsschreiben in dieser Angelegenheit wird derzeit von der Ravensburger Staatsanwaltschaft immer noch nicht ermittelt. Emilie Schlösser hat aus diesem Grunde ihre Beschwerdeschreiben am 20.06.2013 auch an die Schwerpunktstaatsanwaltschaft für Wirtschaftskriminalität in Stuttgart, Herrn Oberstaatsanwalt Dr. Hans Richter, gerichtet. 
Von der Schwerpunktstaatsanwaltschaft Stuttgart, Herrn Häußer, wurde Emilie Schlösser mit Schreiben vom 03.07.2013 mitgeteilt, dass das Verfahren wieder an die Staatsanwaltschaft Ravensburg zuständigkeitshalber zurück überwiesen wurde. Nach einem weiteren Beschwerdebrief wurde ihr am 21.11.2013 von Oberstaatsanwältin Arndt ein Schreiben mit gleichem Inhalt übersandt. (siehe Anlagen) 

3. Strafverfahren gegen Emilie Schlösser wegen angeblicher vorsätzlicher Einkommens- und Umsatzsteuerhinterziehung
Durch das Finanzamt Ulm wurde dem damaligen Rechtsanwalt von Emilie Schlösser, der Rechtsanwaltskanzlei Pilartz & Balze AZ.: ÜLStrNr. 77004/529 mitgeteilt, dass am 20.04.2004 von dem Finanzamt Ulm  Strafanzeige gegen sie bei der Staatsanwaltschaft Ravensburg wegen des Verdachts der Einkommenssteuerhinterziehung in Tateinheit mit Solidaritätszuschlagshinterziehung für das Jahr 2001 eingeleitet worden sei. (siehe Anlage)

Ohne Anhörung ihrer Person selbst, wurde ihr am 14.02.2014 durch das Finanzamt Ulm mitgeteilt, dass das Strafverfahren gegen sie bereits am 11.05.2009 von der Staatsanwaltschaft Ravensburg  wie folgt eingestellt worden sei: 


„Ihr o.g. Schreiben ist hier eingegangen. Sie machen darin

geltend, folgende Unterlagen übersandt zu bekommen: Abschlussbericht der Ermittlungen, Gründe der Einstellung
sowie schriftliche Einstellungsverfügung durch die Staatsanwaltschaft Ravensburg. Ihr Anliegen wird als Akten-

einsichtsgesuch interpretiert.
Mangels Zuständigkeit kann jedoch über Ihr Gesuch nicht

Entschieden werden. Wie Ihnen bereits mehrfach mitgeteilt
Wurde, wurde das Verfahren am 30.01.2009 an die Staatsan-

Waltschaft  Ravensburg abgegeben. Die Einstellung des Straf-

Verfahrens erfolgte durch die Staatsanwaltschaft Ravensburg

Unter dem 11.05.2009. Eine Zuständigkeit des Finanzamtes 

Ulm ist daher nicht (mehr) gegeben.

Ich darf Sie bitten sich mit Anträgen zu diesem Verfahren an die
Staatsanwaltschaft Ravensburg zu wenden“.
          Zu dem vorerwähnten Sachverhalt wird festgestellt, dass Emilie Schlösser

          Über die Einstellung ihres Strafverfahrens zum ersten Mal durch das

          Schreiben des Finanzamtes Ulm am 11.03.2013 erfahren hatte. Dieses
          Teilte mit: 

            

„Die Straf- und Bußgeldsachenstellen hat das Verfahren am 



30.01.2009 an die Staatsanwaltschaft Ravensburg abgegeben und

ist daher nicht zuständig. Die Einstellung des Strafverfahrens nach

§ 170 Abs. 2 StPO erfolgte ebenfalls durch die Staatsanwaltschaft

Ravensburg. Bei der Straf- und Bußgeldsachenstelle ist das



Verfahren daher abgeschlossen“. 
          Die Einstellung des Strafverfahrens gegen Emilie Schlösser erfolgte somit
          nach § 170 Abs. 2 der StPO, was einem Freispruch

          gleich zu setzen ist. Die Strafanzeige durch das Finanzamt Ulm vom 

          20.04.2004 an die Staatsanwaltschaft Ravensburg war somit unberechtigt

          und ist wider besseren Wissens dieser Behörde erfolgt. Insofern ist ein

          Wiederaufnahmeverfahren unumgänglich.

Fazit der eigenen Ermittlungen:

Gegen Emilie Schlösser wurde am 20.04.2004 Strafanzeige vom Finanzamt Ulm wegen angeblichen Bilanz- und Steuerbetruges sowie vorsätzlicher Insolvenzverschleppung bei der Staatanwaltschaft Ravensburg gestellt. Dies konnte bis heute nicht durch Beweise belegt werden, so dass immer noch das Unschuldsprinzip gilt.
Dennoch wurde Emilie Schlösser mit Urteil des Amtsgerichtes Ravensburg vom 3.04.2008 für schuldig erklärt. Die Ermittlungen wurden solange hinausgeschoben, bis das Urteil am  3.04.2008 gefällt wurde. Am 30.01.2009 wurde das Ermittlungsverfahren gegen Emilie Schlösser von der Staatsanwaltschaft Ravensburg nach § 170 Abs. 2 eingestellt, so dass das Urteil vom 03.08.2008 rein formal juristisch gar keine Rechtskraft haben kann.Von der Einstellung des Verfahrens hat sie erst am 11.03.2013 durch das Finanzamt Ulm erfahren.

Da es sich bei dem Urteil vom 03.04.2008 also um ein Fehlurteil handelt, ist ein Wiederaufnahmeverfahren unumgänglich.

Ravensburg, März 2014
